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Datenschutzinformation im Rahmen der Bauleitplanung (Art. 13 der DSGVO) 

Datenschutzerklärung für eine transparente Information und Kommunikation mit den betroffenen 

Personen gem. Art. 12 und 13 EU-DSGVO. 

Mit dieser Datenschutzerklärung möchten wir Sie über Art, Umfang und Zweck der Verarbeitung Ihrer 

Daten innerhalb der Stadtverwaltung Thale informieren. Wir legen großen Wert auf den Schutz Ihrer 

Daten und die Wahrung Ihrer Privatsphäre. Wir verarbeiten Ihre Daten daher ausschließlich auf der 

Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen. 

Zur Erläuterung der verwendeten Begriffe, wie z.B. „Datenverarbeitung“, „personenbezogene Daten“, 

„Verantwortlicher“ oder „Auftragsverarbeiter“ möchten wir Sie auf Art. 4 der 

Datenschutzgrundverordnung verweisen. 

 

1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Bürgermeister: Herr Maik Zedschack 

Stadtverwaltung Thale 

Rathausplatz 1 

06502 Thale 

Tel.: 034947/4700 

stadt@thale.de 

 

2. Datenschutzbeauftragter 

DEKRA Automobil GmbH 

Herr Jürgen Hähnel 

Torgauer Str. 235 

04347 Leipzig 

Leipzig.datenschutz@dekra.com 

 

3. Zweck der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Ihre Beteiligung am Bauleitplanverfahren u.a. gemäß § 3 BauGB ist freiwillig. Bei einer Beteiligung kann 

das Verfahren ohne die Angaben von Name und Adresse nicht rechtskonform durchgeführt werden. 

 

Die Erhebung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt zur Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder 

Aufhebung von Bauleitplänen und sonstigen Satzungen nach den Vorgaben des Baugesetzbuches 

(BauGB) im Rahmen der kommunalen Planungshoheit. Ein Bauleitplan kann nach § 1 Absatz 2 

Baugesetzbuch (BauGB) ein Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) oder ein Bebauungsplan 

(verbindlicher Bauleitplan) sein.  

 

Zudem werden die persönlichen Daten derjenigen erfasst, die im Planverfahren eine Stellungnahme 

abgeben. Das Baugesetzbuch sieht vor, dass natürliche und juristische Personen im Bebauungsplan eine 

Stellungnahme an die Gemeinde abgeben können. Wenn Sie sich zur Abgabe einer Stellungnahme 

entschließen, speichern wir die darin gemachten Angaben sowie Ihre persönlichen Daten mit Namen, 

Anschrift und ggf. bodenrechtlich relevante Daten (Grundstück, Flurstückbezeichnung, 

Eigentumsverhältnisse). Ihre persönlichen Angaben werden benötigt, um den Umfang Ihrer 

Betroffenheit oder ihr sonstiges Interesse hinsichtlich des Bauleitplanverfahrens beurteilen zu können. 

 

Im Rahmen dieser Verfahren sind das Planerfordernis und die Auswirkungen der Planung zu ermitteln 

und die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

Im Bauleitverfahren erfolgt eine Erhebung personenbezogener Daten, soweit dies zur Ermittlung der 

abwägungsrelevanten Belange und zur Beteiligung von Planungsbetroffenen erforderlich ist.  
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Ihre personenbezogenen Daten werden u.a. zur Mitteilung des Abwägungsergebnisses aus der 

Behandlung Ihrer abgegebenen Stellungnahme zu dem in Aufstellung befindlichen Bauleitplan am Ende 

des Planverfahrens benötigt. 

Außerdem verwendet das Amt Bauen und Ordnung die Daten nach Abschluss des 

Bauleitplanverfahrens, um Sie über das Ergebnis der Abwägung zu informieren.  

 

Es werden auch Daten von Planungsbetroffenen erhoben, deren Beteiligung zur Ermittlung von 

öffentlichen oder privaten Belangen von Amts wegen erforderlich ist. 

 

4. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten 

Artikel 6 Abs. 1 Bst. c DSGVO in Verbindung mit den Verfahrensvorschriften zur Änderung, Ergänzung 

oder Aufhebung von Bauleitplänen und sonstigen Satzungen nach den Vorgaben des Baugesetzbuches 

(BauGB) im Rahmen der kommunalen Planungshoheit die verfahrensseitig eine 

Öffentlichkeitsbeteiligung verlangen. Auch bei der Aufstellung informeller Planungen kann durch die 

Kommune analog eine Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt werden. 

 

Die fachrechtlichen Verarbeitungserfordernisse erwachsen u.a. aus den Verfahrensvorschriften des 

Baugesetzbuches (BauGB) insbesondere § 3 BauGB. 

 

5. Empfänger der personenbezogenen Daten 

Im Rahmen der fachlichen Bewertung innerhalb der Stadtverwaltung   können andere 

Sachgebiete, wie z. B. Ordnungsamt (verkehrsrechtliche Prüfung), notwendige personenbezogene 

Daten erhalten. Stadträte und die in die Bauleitplanung involvierten Büros erhalten im Rahmen des 

Abwägungsprozesses ebenfalls die notwendigen personenbezogenen Daten. 

Des Weiteren erhält die höhere Verwaltungsbehörde die personenbezogenen Daten zur Prüfung und 

Genehmigung des Bauleitplans. Im Fall einer gerichtlichen Überprüfung von Bebauungsplänen müssen 

die Unterlagen dem Gericht vorgelegt werden. 

 

Die personenbezogenen Daten werden zur Erfüllung ihrer Aufgabe weitergeleitet an:  

• Verwaltungsstrukturen (andere Ämter) innerhalb der Stadtverwaltung Thale, die in den 

Bearbeitungsprozess mit einbezogen sind 

• Ausschussmitglieder, Sachkundige Bürger, Stadträte und Ortschafträte zur Beratung und 

Entscheidung über die Abwägung (im Zuge des Ortschaftsrates, dem Bauausschuss, dem 

Hauptausschuss und dem Stadtrat) 

• höhere Verwaltungsbehörden im Rahmen der Prüfung und Genehmigung des Bauleitplans 

• Dritte, denen zur Beschleunigung die Vorbereitung und Durchführung von Verfahrensschritten 

übertragen wurde, z. B. Planungsbüros (gemäß § 4b BauGB) 

• andere Behörden und Träger öffentlicher Belange, die in den Bearbeitungsprozess mit 

einbezogen sind 

• Gerichte im Rahmen einer gerichtlichen Überprüfung der Wirksamkeit von Bauleitplänen oder 

Satzungen  

 

Eine Übermittlung der Daten an Dritte erfolgt grundsätzlich nur im Rahmen der gesetzlichen 

Vorschriften und rechtlichen Verpflichtungen.  

Die in den Stellungnahmen der Öffentlichkeit enthaltenen Adressdaten werden im Rahmen der 

Ausreichung und Veröffentlichung von Beschlussunterlagen anonymisiert. 

 

6. Übermittlung an ein Drittland oder eine internationale Organisation 

Eine Übermittlung findet nicht statt. 
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7. Dauer der Speicherung 

U.a. Mitteilungen zum Ergebnis der Behandlung von Hinweisen oder Stellungnahmen zu den 

Planentwürfen sind Bestandteil des Planverfahrens und werden deshalb dauerhaft aufbewahrt. Sie 

können die Planung maßgeblich beeinflussen und müssen in der Plan-Akte zwecks Nachvollziehbarkeit 

dokumentiert werden. Die Gewährleistung eines Rechtschutzes im Rahmen einer gerichtlichen Prüfung 

erfordert die dauerhafte Aufbewahrung der Verfahrensakten der Bauleitpläne. Daher werden Ihre 

personenbezogenen Daten dauerhaft gespeichert.  

Sonstige Unterlagen werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung gesetzlicher 

Aufbewahrungsfristen bzw. für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist.  

 

8. Ihre Rechte als betroffene Person 

Nach DSGVO stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

 a. Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die zu 

Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO).  

b. Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf 

Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

c. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 21 

DSGVO). 

 d. Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung 

besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen 

gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO).  

 

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, ob die 

gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Beruht die Verarbeitung personenbezogener Daten 

auf Ihrer Einwilligung, können Sie dieses jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. Die 

Rechtmäßigkeit der Verarbeitung auf Grundlage der Einwilligung bleibt bis zum Widerruf unberührt. 

 

9. Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 

Jede betroffene Person hat nach Art. 77 DSGVO das Recht auf Beschwerde, wenn sie der 

Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden.  

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Landesbeauftragter für den Datenschutz Sachsen-Anhalt  

Geschäftsstelle und Besucheradresse:  

Leiterstraße 9, 39104 Magdeburg 

Postadresse: Postfach 1947, 39009 Magdeburg  

Telefon: +49 391 81803-0  

Telefax: +49 391 81803-33  

E-Mail: poststelle@lfd.sachsen-anhalt.de 

 

10. Bereitstellung der personenbezogenen Daten 

Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist gesetzlich vorgeschrieben. Die 

Nichtbereitstellung hat zur Folge, dass Ihre Einwände und Hinweise nicht bearbeitet werden 

können. 

 

11. automatisierte Entscheidungsfindung 

Eine automatisierte Entscheidungsfindung findet nicht statt. 


